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Antrag 

der Abgeordneten Werner Schulz (Berlin), Gerd Poppe, Franziska Eichstädt-Bohlig, 
Andrea Fischer (Berlin), Antje Hermenau und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Fortschritte beim Aufbau Ost durch politische Erneuerung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Noch immer bestehen erhebliche gesellschaftliche Unter- 
schiede und Probleme zwischen Ost und West, Wirtschaftlich 
ist der Aufbau Ost ins Stocken geraten. Die Zunahme der Ar- 
beitslosigkeit ist noch nicht gestoppt, und die Bundesregierung 
vertieft die Spaltung durch machtpolitische Kalküle, Konzept- 
losigkeit und Handlungsunfähigkeit, Noch immer fehlt ein po- 
litischer Entwurf für das vereinte Deutschland. Am Ende ihrer 
Amtszeit läßt die Kohl-Regierung keinerlei zukunftstaugliche 
Lösungsansätze und Konzepte erkennen. Sie versucht, sich bis 
zum Wahltag durchzuwursteln. Fortschritte beim Aufbau Ost 
sind aber nur durch eine grundlegende politische Erneuerung 
unseres Landes zu erreichen. 

Die Chancen für einen gerechten Lastenausgleich zwischen 
Ost und West wurden leichtfertig vertan. Aus Gründen des 
Machterhalts hat die Regierung Kohl darauf verzichtet, den 
Aufbau Ost alleine aus Steuermitteln zu finanzieren. Statt des- 
sen wurden Schulden gemacht und die Sozialversicherungen 
zur Finanzierung der Einheit herangezogen. Vieles von dem, 
was den Menschen, vor allen Dingen den sozial Schwachen, 
zugemutet wird, ist ein Ergebnis der verfehlten Einheitspolitik 
der Bundesregierung. Die Bereitschaft der Menschen in 
Deutschland, zu teilen und die für die Einheit erforderlichen 
Lasten solidarisch zu tragen, ist durch die Politik der Koalition 
untergraben worden. Die Bundesregierung hat das Angebot 
der Gewerkschaften für ein wirksames Bündnis für Arbeit aus- 
geschlagen und die gemeinsame Initiative für mehr Arbeits- 
plätze zur Farce gemacht. Sie hat damit bewußt eine Ver- 
schärfung der gesellschaftlichen und sozialen Konflikte 
heraufbeschworen. 

2. Nach wie vor fehlt der Bundesregierung ein schlüssiges finanz- 
und wirtschaftspolitisches Konzept für den Aufbau Ost. Die 
konservative Wirtschafts- und Finanzpolitik ist angesichts mil- 
lionenfacher Erwerbslosigkeit an ihre Grenzen gestoßen. Jetzt, 
da so viele Menschen wie nie zuvor auf ein tragfähiges sozia- 
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les Netz angewiesen sind, zerreißt die Bundesregierung die 
Maschen, anstatt sie neu zu knüpfen. 

Angesichts dieser Situation sind verstärkte Anstrengungen 
notwendig. Noch immer ist die wirtschaftliche Entwicklung in 
den neuen Ländern kein selbsttragender Prozeß, noch immer 
ist sie von hohen gesamtstaatlichen Transfers abhängig. Künf- 
tig geht es nicht mehr um eine Pauschalförderung für die neu- 
en Länder. Es gilt jetzt, die Anstrengungen auf die kritischen 
Bereiche zu konzentrieren. 

Die wirtschaftliche Förderstrategie muß in einer Weise aktua- 
lisiert werden, die den erkennbaren Fehlentwicklungen ge- 
gensteuert, die Unübersichtlichkeit beseitigt, Inkonsistenzen 
abbaut und die Förderung auf die Hauptschwachstellen der 
ostdeutschen Wirtschaft konzentriert. Notwendig dazu ist ein 
zielorientiertes Konzept, um den Aufbau einer leistungsfähi- 
gen, beschäftigungsintensiven und ökologisch angepaßten 
mittelständischen Wirtschaft zu unterstützen. Dazu gehört die 
Förderung eines funktionsfähigen Marktes für risikotragendes 
Eigenkapital und die Konzentration der Investitionsförderung 
auf das exportorientierte verarbeitende Gewerbe. 

Wir brauchen eine erhebliche Verstärkung von Forschung und 
Entwicklung innerhalb und außerhalb der Hochschulen sowie 
die Erleichterung des Zugangs für kleine und mittlere Unter- 
nehmen zu deren Ergebnissen. Eine Neuauflage der Program- 
me zur ostdeutschen Forschungsförderung ist dringend gebo- 
ten. Auch sind verstärkte Anstrengungen zur Verbesserung der 
Managementqualität junger Unternehmen nötig. Darüber hin- 
aus sind die Voraussetzungen für eine verstärkte Verwirklichung 
von Investivlohnvereinbarungen zu verbessern, um die Beteili- 
gung der Arbeitnehmer am Untemehmenskapital zu fördern. 

Die Solidaritäts- und Transferleistungen für die neuen Länder 
in den kommenden Jahren müssen auf dem bisherigen Niveau 
weitergeführt werden. Der Solidaritätszuschlag wird noch auf 
absehbare Zeit gebraucht. Ein zukünftiger Abbau muß an 
nachvollziehbare Fortschritte bei der wirtschaftlichen Anglei- 
chung und an einen deutlichen Abbau der Arbeitslosigkeit in 
den neuen Ländern gebunden werden. 

3 . Unser Steuersystem insgesamt ist ungerecht, chaotisch und un- 
durchschaubar. Für Gutverdienende gibt es zahlreiche 
Schlupflöcher, die Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen 
zahlen drauf. Wenn auch künftig Schulen und Hochschulen, 
Kindergärten und Jugendzentren, Krankenhäuser und die öf- 
fentliche Sicherheit aus Steuermitteln finanziert werden sollen, 
brauchen wir eine sozial gerechte Steuerreform. Das Steuer- 
recht muß vereinfacht werden, es muß so transparent sein, daß 
es jeder versteht. Um der Gerechtigkeit willen müssen die zahl- 
reichen Schlupflöcher, Vergünstigungen und Ausnahmerege- 
lungen abgeschafft werden, weil davon nur die Spitzenver- 
diener profitieren. 

Kinder, Familien, kleine und mittlere Einkommen sollen bei ei- 
ner Steuerreform gewinnen. Dazu sollen die Steuersätze ge- 
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senkt werden, das Existenzminimum erhöht und pro Kind ein 
deutlich höheres Kindergeld gezahlt werden. Gleichzeitig wer- 
den die Wettbewerbsbedingungen der Wirtschaft im interna- 
tionalen Vergleich verbessert und die Binnennachfrage ge- 
stärkt. 

4. Die Bundesregierung hat im Kampf gegen die Massenarbeits- 
losigkeit kapituliert. Die mit ihrem 50-Punkte-Programm für 
mehr Wachstum und Beschäftigung geweckten Hoffnungen 
auf eine deutliche Verbesserung der Lage am Arbeitsmarkt ha- 
ben sich in Luft aufgelöst. Ihre Ankündigung, die Arbeitslo- 
sigkeit bis zum Jahr 2000 zu halbieren, war von Anfang an un- 
realistisch. Mit dem nun gesetzten Ziel, die Arbeitslosigkeit in 
Ostdeutschland bis Ende dieses Jahres um 100 000 zu redu- 
zieren, hat sich die Koalition von den ursprünglichen Zielen ih- 
rer Beschäftigungspolitik verabschiedet. Von einer Erfolgsbi- 
lanz kann keine Rede sein. 

Die Arbeitsförderung hat die Koalition zum Spielball fiskali- 
scher Kalküle und wahltaktischer Manöver mißbraucht. Sie 
mißachtet damit die immer noch unverzichtbare Rolle der pro- 
duktiven Arbeitsförderung für den ostdeutschen Arbeitsmarkt 
und verkennt zudem die Bedeutung der von den Beschäftig- 
ten des zweiten Arbeitsmarktes erbrachten erheblichen Wert- 
schöpfung für Ostdeutschland. Wirtschafts- und Arbeitsförde- 
rung müssen besser miteinander verzahnt werden, deutsche 
und europäische Förderkonzeptionen aufeinander abgestimmt 
werden. 

Die Arbeitsförderung für die neuen Länder muß auf hohem Ni- 
veau weitergeführt werden. Reformen müssen auf Verbesse- 
rungen der arbeitsmarktlichen Wirkungen und nicht auf vor- 
dergründige Mitteleinsparungen ausgerichtet werden. Die 
Arbeitsförderung ist um Instrumente der Frauenförderung zu 
erweitern mit dem Ziel, den Anspruch der Frauen auf gleiche 
Teilhabe an der Erwerbsarbeit durchzusetzen. Frauen sind an 
den aktiven Maßnahmen der Arbeitsförderung entsprechend 
ihrem Anteil an der jeweiligen Zielgruppe von Erwerbslosen 
zu beteiligen. 

5. Bei der Sicherung von Zukunftsperspektiven für die Jugend, 
vor allem in der Frage der Ausbildungsplätze, hat die Bundes- 
regierung völlig versagt. Dem Rückzug vieler Unternehmen 
aus ihrer Verpflichtung zur Ausbildung hat sie tatenlos zuge- 
sehen. Wenn jetzt den jungen Menschen die Perspektive ge- 
nommen wird, verliert dieses Land seine Zukunftsfähigkeit. 
Dies gilt insbesondere für die Jugend in den neuen Bundes- 
ländern. Aber gerade sie hat Anspruch darauf, daß die Bun- 
desregierung ihrer Verantwortung und Verpflichtung für das 
Gelingen der deutschen Einheit gerecht wird. 

Die kontinuierliche und langfristige Bereitstellung eines aus- 
wahlfähigen Angebots an Lehrstellen ist vorrangig zu sichern, 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen ausbildenden und nicht 
ausbildenden Betrieben aufzuheben und damit die Zuverläs- 
sigkeit einer tatsächlich dualen Ausbildung zu garantieren. In 
diesem Herbst werden wieder mehrere zehntausend Lehrstel- 
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len allein im Osten fehlen. Das ist ein unhaltbarer Zustand, 
denn wem bereits der Einstieg ins Berufsleben versagt bleibt, 
der droht zum Sozialfall zu werden ~ lebenslänglich. Das Aus- 
bildungsplatzangebot der Wirtschaft reicht trotz aller Appelle 
und freiwilligen Vereinbarungen bei weitem nicht aus. Durch 
eine solidarische Ausbildungsplatzabgabe soll die Verantwor- 
tung wieder in die Hände der Wirtschaft gegeben werden. Die- 
jenigen, die in junge Menschen investieren, sollen nicht län- 
ger Wettbewerbsnachteile haben gegenüber Unternehmen, 
die sich für die berufliche Bildung nicht oder nicht genug en- 
gagieren. 

6. Die wirtschaftliche Zukunft der neuen Bundesländer ist mit 
dem ökologischen Strukturwandel und der Entstehung ökolo- 
gischer Zukunftsbranchen eng verbunden. Die Bundesregie- 
rung hat die Bedeutung des ökologischen Strukturwandels als 
Motor für den Aufbau Ost sträflich ignoriert. Die Chance eines 
ökologisch orientierten Neuanfangs nach dem Zusammen- 
bruch der Planwirtschaft wurde verpaßt. Im Westen beklagte 
Fehlentwicklungen werden im Osten wiederholt. Der im Osten 
bestehende Handlungsdruck wird sogar mißbraucht, um das 
Umweltbewußtsein und die erreichten Umweltstandards 
zurückzudrängen. 

Der Ausbau der Infrastruktur ist ein besonderes Kapitel ökolo- 
gischer Versäumnisse und ungenutzter Chancen. So wird die 
Schieneninfrastruktur nur zögernd modernisiert, teilweise so- 
gar abgebaut. Mit dem Geld, das in einzelne teure, ökologisch 
bedenkliche Prestigeobjekte wie den Transrapid gesteckt wird, 
könnte das gesamte Schienennetz im Osten modernisiert wer- 
den. Die Bundesregierung setzt statt dessen auf den unge- 
bremsten Autobahnbau. Für die erwartete Güterverkehrslawi- 
ne gibt es kein umweltverträgliches Konzept. Die Sanierung 
der innerstädtischen Bausubstanz wird vernachlässigt zugun- 
sten des Flächenfraßes an den Stadträndern. Dem Autoverkehr 
wird Vorschub geleistet, während für den Ausbau des öffent- 
lichen Nahverkehrs das Geld fehlt. 

Notwendig ist ein „Aktionsprogramm für ökologische In- 
vestitionen, zukunftsgerichtete Arbeitsplätze und soziale Ge- 
rechtigkeit". Dazu gehört eine neue, ökologisch und sozial 
sinnvolle Produktion und Produkte fördernde Technologiepo- 
Titik, eine Qualifikations- und Kreativitätsoffensive, eine De- 
zentralisierung von Regional- und Strukturpolitik sowie eine 
kundenfreundliche, effizient und transparent agierende Ver- 
waltung. 

Die ökologische Orientierung und die Entstehung ökologischer 
Zukunftsbranchen sind durch eine baldige ökologische Reform 
des Steuersystems zu unterstützen. Entsprechende Vorschläge 
für die Einführung einer Energiesteuer, einer Ökosteuer und 
für den Abbau ökologisch schädhcher Subventionen hegen auf 
dem Tisch und sind in ein entsprechendes Konzept zu über- 
führen, das den Umweitverbrauch belastet, Arbeitskosten ent- 
lastet, Spielraum für eine grundlegende Einkommen- und Un- 
ternehmensteuerreform gibt und den ökologischen Umbau 
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fördert. Einhergehend damit muß durch eine Senkung der 
Lohnnebenkosten der Kostendruck auf den Einsatz von Ar- 
beitskraft verringert und die Möglichkeit für arbeitsplatz- 
schaffende Investitionen erhöht werden. Damit werden neue 
Spielräume für eine weiterhin moderate Lohnpolitik geschaf- 
fen. Dies kann zu einer Verbesserung der Ertragssituation der 
ostdeutschen Unternehmen beitragen. 


Bonn, den 23. Juni 1998 

Werner Schulz (Berlin) 

Gerd Poppe 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Andrea Fischer (Berlin) 

Antje Hermenau 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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